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INTERNATIONALER VERBAND ZUM SCHUTZ VON PFLANZENZÜCHTUNGEN  
Genf 

DER RAT 

Siebenundvierzigste ordentliche Tagung 
Genf, 24. Oktober 2013 

PRÜFUNG DER VEREINBARKEIT DES GESETZES BOSNIEN-HERZEGOWINAS  
ZUM SCHUTZ VON PFLANZENZÜCHTUNGEN  

MIT DER AKTE VON 1991 DES UPOV-ÜBEREINKOMMENS 

Vom Verbandsbüro erstelltes Dokument 
 

Haftungsausschluß:  dieses Dokument gibt nicht die Grundsätze oder eine Anleitung der UPOV wieder 

1. Mit Schreiben vom 27. Juni 2013 an den Generalsekretär der UPOV ersuchte Herr Uzunović Zeid, 
Stellvertretender Direktor des Amtes für den Schutz der Pflanzengesundheit von Bosnien-Herzegowina, 
Ministerium für Außenhandel und Wirtschaftsbeziehungen, um Prüfung der Vereinbarkeit des am 
16. April 2013 geänderten Gesetzes zum Schutz von Pflanzenzüchtungen von Bosnien-Herzegowina vom 
23. Februar 2010 (nachstehend das „Gesetz“) mit der Akte von 1991 des UPOV-Übereinkommens 
(nachstehend die „Akte von 1991“). Das Schreiben ist in Anlage I dieses Dokuments wiedergegeben. Anlage 
II enthält eine Übersetzung des Gesetzentwurfs ins Englische. 
 
 
HINTERGRUND 
 
2. Artikel 34 Absatz 3 der Akte von 1991 sieht vor: „Jeder Staat, der dem Verband nicht angehört, sowie 
jede zwischenstaatliche Organisation ersuchen vor Hinterlegung ihrer Beitrittsurkunde den Rat um 
Stellungnahme, ob ihre Rechtsvorschriften mit diesem Übereinkommen vereinbar sind. Ist der Beschluß über 
die Stellungnahme positiv, so kann die Beitrittsurkunde hinterlegt werden.“ 
 
3. Die Regierung von Bosnien-Herzegowina leitete das Verfahren für einen Beitritt zur UPOV mit einem 
Schreiben vom 2. Oktober 2008, mit dem die Regierung von Bosnien-Herzegowina um die Stellungnahme 
des Rates zur Vereinbarkeit des am 27. Juli 2004 vom Parlament verabschiedeten Gesetzes zum Schutz 
von Pflanzenzüchtungen von Bosnien-Herzegowina (Gesetz von 2004) mit der Akte von 1991 ersuchte, ein. 
 
4. Der Rat entschied auf seiner zweiundvierzigsten ordentlichen Tagung am 30. Oktober 2008 in Genf: 
 

 „a) die Analyse in Dokument C/42/19 zur Kenntnis zu nehmen; 
 
 b) zu empfehlen, daß Bosnien-Herzegowina die in Dokument C/42/19 dargelegten 
zusätzlichen Bestimmungen und Änderungen in das Gesetz aufnehme, und zu empfehlen, daß nach 
Aufnahme der zusätzlichen Bestimmungen und Änderungen in das Gesetz das geänderte Gesetz dem 
Rat gemäß Artikel 34 Absatz 3 der Akte von 1991 zur Prüfung vorgelegt werde; 
 
 c) das Verbandsbüro zu ersuchen, der Regierung von Bosnien-Herzegowina bei der frühesten 
Gelegenheit bei der Abfassung der erforderlichen zusätzlichen Bestimmungen und Änderungen des 
Gesetzes seine Unterstützung anzubieten, und 
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 d) den Generalsekretär zu ermächtigen, die Regierung von Bosnien-Herzegowina von dieser 
Entscheidung zu unterrichten  
 
(vergleiche Dokument C/42/21 „Bericht“, Absatz 18)“. 

 
5. Am 15. und 16. Januar 2009 leistete das Verbandsbüro in Sarajevo der Regierung 
Bosnien-Herzegowinas unter Berücksichtigung der Empfehlungen des Rates von 2008 Unterstützung bei 
der Erstellung der vorläufigen Fassung des Gesetzentwurfs über den Schutz von Pflanzenzüchtungen 
aufgrund der Akte von 1991 des UPOV-Übereinkommens. 
 
6. Am 20. März 2010 übermittelte Frau Mirjana Brzica, Leiterin, Abteilung für Saatgut, Keimpflanzen und 
Schutz von Pflanzenzüchtungen, Amt für den Schutz der Pflanzengesundheit von Bosnien-Herzegowina, 
Ministerium für Außenhandel und Wirtschaftsbeziehungen, mit dem Ersuchen um Bemerkungen des 
Verbandsbüros eine Kopie des „Gesetzes zum Schutz von Pflanzenzüchtungen in Bosnien-Herzegowina“, 
das vom Parlament von Bosnien-Herzegowina am 23. Februar 2010 (Gesetz von 2010) angenommen 
worden war. 
 
7. Am 28. Mai 2010 gab das Verbandsbüro Bemerkungen zu dem Gesetz von 2010 ab und merkte an, 
daß der Großteil der Empfehlungen aus den Entscheidungen des Rates aus dem Jahre 2008 in das Gesetz 
aufgenommen wurde. Es wurde jedoch angemerkt, daß zur Vereinbarkeit mit dem UPOV-Übereinkommen 
verschiedene Änderungen sowie Überprüfungen am Originaltext des Gesetzes von 2010 erforderlich seien. 
Das Verbandsbüro unterrichtete Frau Brzica, daß der Gesetzentwurf oder das angenommene Gesetz mit 
den Änderungen aufgrund der Bemerkungen vom 28. Mai 2010 dem Rat zur Prüfung auf dessen 
Vereinbarkeit mit dem UPOV-Übereinkommen vorgelegt werden müsse. 
 
8. Am 2. September 2011 wurde das Verbandsbüro von Frau Brzica darüber informiert, daß die für den 
Schutz der Pflanzengesundheit zuständige Verwaltungsstelle von Bosnien-Herzegowina mit der 
Ausarbeitung eines konsolidierten Textes, der den am 28. Mai 2010 vom Verbandsbüro vorgeschlagenen 
Änderungen und Überprüfungen des Originaltextes des Gesetzes Rechnung trägt, begonnen habe. 
 
9. Am 24. April 2012 ersuchte Frau Brzica um Bemerkungen des Verbandsbüros zu den einzelnen 
vorgeschlagenen Änderungen des Gesetzes von 2010 und dem konsolidierten Text, der den am 
28. Mai 2010 vom Verbandsbüro vorgeschlagenen Änderungen und Prüfungen des Originaltextes des 
Gesetzes Rechnung trägt. Das Verbandsbüro gab am 19. Juli 2012 und am 8. August 2012 Bemerkungen 
ab.  
 
10. Am 7. Juni 2013 wurde das Verbandsbüro von Frau Brzica darüber informiert, daß das Gesetz von 
2010 am 16. April 2013 geändert worden sei und daß die Regierung von Bosnien-Herzegowina 
beabsichtige, das Gesetz in seiner 2013 geänderten Fassung zur Prüfung durch den Rat einzureichen 
(siehe Absatz 1, oben). 
 
 
Rechtsgrundlage für den Schutz von Pflanzenzüchtungen in Bosnien-Herzegowina 
 
11. In Bosnien-Herzegowina wird der Schutz neuer Pflanzensorten von dem am 23. Februar 2010 von der 
Parlamentarischen Versammlung angenommenen Gesetz zum Schutz von Pflanzenzüchtungen von 
Bosnien-Herzegowina vom 23. Februar 2010 in seiner am 16. April 2013 geänderten Fassung geregelt. Eine 
Analyse des Gesetzes folgt in der Reihenfolge der wesentlichen Rechtsvorschriften der Akte von 1991. 
 
 
Artikel 1 der Akte von 1991:  Begriffsbestimmungen 
 
12. Artikel 2 des Gesetzes enthält Begriffsbestimmungen des Züchters und der Sorte, die den jeweils in 
den Nummern iv und vi von Artikel 1 der Akte von 1991 gegebenen Begriffsbestimmungen entspricht. 
 
 
Artikel 2 der Akte von 1991:  Grundlegende Verpflichtung der Vertragsparteien 
 
13. Artikel 1 Absatz 1 des Gesetzes sieht vor: „Das Gesetz zum Schutz von Pflanzenzüchtungen von 
Bosnien-Herzegowina (nachstehend „das Gesetz“) legt die Verfahren zum Schutz neuer 
Pflanzenzüchtungen, Bedingungen, Erteilung, Methode und Verfahren für den Schutz sowie die Dauer des 
Züchterrechtes fest“, was der grundlegenden Verpflichtung gemäß Artikel 2 der Akte von 1991 entspricht. 
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Artikel 3 der Akte von 1991:  Gattungen und Arten, die geschützt werden müssen 
 
14. Artikel 4 des Gesetzes lautet: „Dieses Gesetz ist am Tag seines Inkrafttretens auf alle 
Pflanzengattungen und -arten anwendbar“. Dies ist mit Artikel 3 Absatz 2 Nummer ii der Akte von 1991 
vereinbar. Es ist darauf hinzuweisen, daß Bosnien-Heregowina bei der Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde 
gemäß Artikel 36 Absatz 1 Nummer ii der Akte von 1991 in einer Erklärung amtlich mitteilen muß, daß das 
Gesetz auf alle Pflanzengattungen und -arten anwendbar ist. 
 
 
Artikel 4 der Akte von 1991:  Inländerbehandlung 
 
15. Artikel 5 des Gesetzes enthält Bestimmungen zur Inländerbehandlung. Das Gesetz entspricht den 
Anforderungen von Artikel 4 der Akte von 1991. 
 
 
Artikel 5 bis 9 der Akte von 1991:  Schutzvoraussetzungen, Neuheit, Unterscheidbarkeit, Homogenität, 
Beständigkeit 
 
16. Die Artikel 6 bis 10 des Gesetzes enthalten die Schutzvoraussetzungen, die den Bestimmungen der 
Artikel 5 bis 9 der Akte von 1991 entsprechen. 
 
17. Artikel 7 Absätze 2 und 3 des Gesetzes bezüglich der freigestellte Bestimmung nach 
Artikel 6 Absatz 2 der Akte von 1991 lautet wie folgt: 
 

„2) Ist dieses Gesetz gemäß Artikel 4 dieses Gesetzes auf eine Pflanzengattung oder -art anwendbar, auf 
die es zuvor nicht anwendbar war, so werden die Sorten, die dieser Pflanzengattung oder -art angehören, 
so angesehen, daß sie die in Absatz 1 dieses Artikels festgelegte Neuheitsvoraussetzung erfüllen, selbst 
wenn der Verkauf oder die Abgabe an andere, die in jenem Absatz beschrieben sind, im Hoheitsgebiet 
von Bosnien-Herzegowina innerhalb von vier Jahren vor dem Tag der Einreichung oder, im Fall von 
Bäumen oder Reben, innerhalb von sechs Jahren vor dem besagten Tag stattfand. 
 
3) Die Bestimmung nach Absatz 2 dieses Artikels ist nur auf Anträge auf Erteilung des Schutzes des 
Züchterrechts anwendbar, die spätestens innerhalb eines Jahres, nachdem die Bestimmungen des 
Gesetzes auf die betreffenden Gattungen oder Arten angewandt werden, eingereicht werden.” 

 
 
Artikel 10 der Akte von 1991:  Einreichung von Anträgen 
 
18. Artikel 12 des Gesetzes enthält Bestimmungen über die Einreichung von Anträgen. Das Gesetz 
scheint keine Bestimmungen zu enthalten, die im Widerspruch zu Artikel 10 der Akte von 1991 stehen. 
 
 
Artikel 11 der Akte von 1991:  Priorität 
 
19. Artikel 14 des Gesetzes enthält Bestimmungen über das Prioritätsrecht, die den Bestimmungen des 
Artikels 11 der Akte von 1991 entsprechen.  
 
 
Artikel 12 der Akte von 1991:  Prüfung des Antrags 
 
20. Artikel 15 des Gesetzes enthält Bestimmungen über die Prüfung des Antrags, die den Bestimmungen 
des Artikels 12 der Akte von 1991 entsprechen. 
 
 
Artikel 13 der Akte von 1991:  Vorläufiger Schutz 
 
21. Artikel 18 des Gesetzes enthält Bestimmungen über den vorläufigen Schutz, die den Bestimmungen 
des Artikels 13 der Akte von 1991 entsprechen.  
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Artikel 14 der Akte von 1991:  Inhalt des Züchterrechts 
 
22. Artikel 21 Absatz 4 des Gesetzes enthält die freigestellte Bestimmung „Handlungen in bezug auf 
bestimmte Erzeugnisse“ gemäß Artikel 14 Absatz 3 der Akte von 1991 wie folgt: 
 

„4) Die unter Buchstaben a bis g von Absatz 1 dieses Artikels erwähnten Handlungen in bezug auf 
Erzeugnisse, die durch ungenehmigte Benutzung von Erntegut, das unter die Bestimmungen von Absatz 3 
dieses Artikels fällt, erfordern die Zustimmung des Züchters, es sei denn, daß der Züchter angemessene 
Gelegenheit hatte, sein Recht mit Bezug auf das genannte Erntegut auszuüben.“ 

 
23. Artikel 2 Buchstabe f und Artikel 21 des Gesetzes enthalten Bestimmungen über den Inhalt des 
Züchterrechts, die den Bestimmungen des Artikels 14 der Akte von 1991 entsprechen. 
 
 
Artikel 15 der Akte von 1991:  Ausnahmen vom Züchterrecht 
 
24. Artikel 22 Absatz 1 des Gesetzes enthält Bestimmungen über die verbindlichen Ausnahmen vom 
Züchterrecht, die den Bestimmungen des Artikels 15 Absatz 1 der Akte von 1991 entsprechen. 
 
25. Artikel 15 Absatz 2 der Akte von 1991 sieht folgendes vor: 
 

„2) [Freigestellte Ausnahme] Abweichend von Artikel 14 kann jede Vertragspartei in angemessenem 
Rahmen und unter Wahrung der berechtigten Interessen des Züchters das Züchterrecht in bezug auf jede 
Sorte einschränken, um es den Landwirten zu gestatten, Erntegut, das sie aus dem Anbau einer 
geschützten Sorte oder einer in Artikel 14 Absatz 5 Buchstabe a Nummer i oder ii erwähnten Sorte im 
eigenen Betrieb gewonnen haben, im eigenen Betrieb zum Zwecke der Vermehrung zu verwenden.” 

 
26. Artikel 22 Absätze 2 bis 6 des Gesetzes enthalten Bestimmungen bezüglich der freigestellten 
Ausnahme nach Artikel 15 Absatz 2 der Akte von 1991 wie folgt:  
 

„2) In bezug auf die in einer Liste landwirtschaftlicher Pflanzen aufgeführten Sorten wird das Züchterrecht 
nicht verletzt durch Kleinbauern, die in angemessenem Rahmen und unter Wahrung der berechtigten 
Interessen des Züchters das Erntegut, das sie aus dem Anbau der geschützten Sorte oder einer in 
Artikel 21 Absatz 5 Buchstabe a oder b dieses Gesetzes erwähnten Sorte im eigenen Betrieb gewonnen 
haben, im eigenen Betrieb zum Zwecke der Vermehrung verwenden (nachfolgend „Nachbausaatgut“).  

3) Wird Nachbausaatgut verwendet, so sind die Landwirte dazu verpflichtet, dem Züchter eine 
angemessene Vergütung für die Verwendung von Nachbausaatgut zu bezahlen, die erheblich niedriger als 
die Vergütung für gekauftes Saatgut ist. Kleinbauern sind von der Verpflichtung zur Bezahlung einer 
Vergütung für das Nachbausaatgut ausgenommen.  

4) Die Kriterien für Kleinbauern werden von der Behörde vorgegeben werden. 

5) Der Züchter ist dazu berechtigt, erforderliche Informationen in bezug auf das Nachbausaatgut in 
schriftlicher Form von den Landwirten anzufordern. 

6) Sorten von Obst-, Zier-, Gemüse- und Forstpflanzen sind von der Ausnahme nach Absatz 2 dieses 
Artikels ausgenommen. 
 

27. Artikel 22 Absätze 2 bis 6 des Gesetzes beinhalten zwar die wesentlichen Bestimmungen von 
Artikel 15 Absatz 2 der Akte von 1991, aber um klarzustellen, für welche Landwirte die Ausnahme für 
Nachbausaatgut gilt, wird empfohlen, entweder das Wort „Kleinbauern“ durch „Landwirte“ in 
Artikel 22 Absatz 2 des Gesetzes zu ersetzen, oder Artikel 22 Absatz 3 des Gesetzes zu streichen und 
am Ende von Artikel 22 Absatz 2 des Gesetzes den Satz „Der angemessene Rahmen und die 
Wahrung der berechtigten Interessen des Züchters werden in den Ausführungsbestimmungen 
vorgesehen” hinzuzufügen.  
 
 
Artikel 16 der Akte von 1991:  Erschöpfung des Züchterrechts 
 
28. Artikel 23 des Gesetzes enthält Bestimmungen über die Erschöpfung des Züchterrechts, die den 
Bestimmungen in Artikel 16 der Akte von 1991 entsprechen. 
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Artikel 17 der Akte von 1991:  Beschränkungen in der Ausübung des Züchterrechts 
 
29. Artikel 24 und Artikel 34 des Gesetzes enthalten Bestimmungen über die Beschränkungen in der 
Ausübung des Züchterrechts, die den Bestimmungen in Artikel 17 der Akte von 1991 entsprechen. 
 
 
Artikel 18 der Akte von 1991:  Maßnahmen zur Regelung des Handels 
 
30. Artikel 25 des Gesetzes enthält Bestimmungen über Maßnahmen zur Regelung des Handels, die den 
Bestimmungen des Artikels 18 der Akte von 1991 entsprechen. Das Gesetz scheint keine Bestimmungen zu 
enthalten, die im Widerspruch zu Artikel 18 der Akte von 1991 stehen.  
 
 
Artikel 19 der Akte von 1991:  Dauer des Züchterrechts 
 
31. Artikel 26 des Gesetzes enthält Bestimmungen über die Dauer des Züchterrechts, die den 
Bestimmungen des Artikels 19 der Akte von 1991 entsprechen. 
 
 
Artikel 20 der Akte von 1991:  Sortenbezeichnung 
 
32. Artikel 28 des Gesetzes enthält Bestimmungen über Sortenbezeichnungen, die den Bestimmungen 
des Artikels 20 der Akte von 1991 entsprechen. 
 
 
Artikel 21 der Akte von 1991:  Nichtigkeit des Züchterrechts 
 
33. Artikel 29 des Gesetzes enthält Bestimmungen über die Nichtigkeit des Züchterrechts, die den 
Bestimmungen des Artikels 21 der Akte von 1991 entsprechen. 
 
 
Artikel 22 der Akte von 1991:  Aufhebung des Züchterrechts 
 
34. Artikel 30 des Gesetzes enthält Bestimmungen über die Aufhebung des Züchterrechts, die den 
Bestimmungen des Artikels 22 der Akte von 1991 entsprechen. 
 
 
Artikel 30 der Akte von 1991:  Anwendung des Übereinkommens 
 
35. Hinsichtlich der Verpflichtung, „geeignete Rechtsmittel [vorzusehen], die eine wirksame Wahrung der 
Züchterrechte ermöglichen“ (Artikel 30 Absatz 1 Nummer i der Akte von 1991), sehen die Artikel 36 bis 46 
und Artikel 49 bis 55 des Gesetzes vorläufige, zivilrechtliche, strafrechtliche und zollrechtliche Maßnahmen 
zur Wahrung der Züchterrechte vor.  

 
36. Bezüglich der Verpflichtung nach Artikel 30 Absatz 1 Nummer ii der Akte von 1991 heißt es in Artikel 1 
Absatz 2 des Gesetzes folgendermaßen:  
 

„2) Das Amt für Pflanzenschutz von Bosnien-Herzegowina (nachstehend das Amt) ist die Behörde, die mit 
der Aufgabe der Erteilung der Züchterrechte in Einklang mit dem Gesetz beauftragt ist. 

 
 
37. Die Artikel 11 Absatz 8, Artikel 13 Absatz 7, Artikel 16 Absatz 4 und Artikel 28 Absatz 3 des Gesetzes 
entsprechen der Verpflichtung zur Veröffentlichung von Mitteilungen über Anträge auf und Erteilung von 
Züchterrechten sowie über die vorgeschlagenen und genehmigten Sortenbezeichnungen gemäß 
Artikel 30 Absatz 1 Nummer iii der Akte von 1991. 
 
 
Allgemeine Schlußfolgerung  
 
38. Nach Ansicht des Verbandsbüros enthält das Gesetz die wesentlichen Bestimmungen der Akte von 
1991. Auf dieser Grundlage ist die Regierung von Bosnien-Herzegowina in der Lage, den Bestimmungen der 
Akte von 1991 „Wirkung zu verleihen“, wie in deren Artikel 30 Absatz 2 vorgeschrieben. 
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39. Der Rat wird ersucht, 
 
 a) die Analyse in diesem Dokument zur 
Kenntnis zu nehmen; 
 
 b) zum Zwecke der Klarstellung, für welche 
Landwirte die Ausnahme für Nachbausaatgut gilt, zu 
empfehlen, entweder das Wort „Kleinbauern“ durch 
„Landwirte“ in Artikel 22 Absatz 2 des Gesetzes zu 
ersetzen, oder Artikel 22 Absatz 3 des Gesetzes zu 
streichen und am Ende von Artikel 22 Absatz 2 des 
Gesetzes den Satz „Der angemessene Rahmen und 
die Wahrung der berechtigten Interessen des 
Züchters werden in den Ausführungsbestimmungen 
vorgesehen” hinzuzufügen. 
 
 c) eine positive Entscheidung über die 
Vereinbarkeit des Gesetzes über den Schutz von 
Pflanzenzüchtungen mit den Bestimmungen der 
Akte von 1991 des Internationalen Übereinkommens 
zum Schutz von Pflanzenzüchtungen zu treffen, was 
Bosnien-Herzegowina in die Lage versetzt, seine 
Beitrittsurkunde zu hinterlegen, und 
 
 d) den Generalsekretär zu ermächtigen, die 
Regierung von Bosnien-Herzegowina von oben 
stehender Empfehlung und Entscheidung zu 
unterrichten. 
 

 
 

[Anlagen folgen] 
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ANLAGE I 
 

BOSNIEN-HERZEGOWINA 
MINISTERIUM FÜR AUSSENHANDEL UND WIRTSCHAFTSBEZIEHUNGEN 

Amt für den Schutz der Pflanzengesundheit von Bosnien-Herzegowina 
 
 
 
Broj: UZZB-01-1-28-7-568-3/13 
Sarajewo, den 27.06.2013.godine 
 
Herrn Francis Gurry 
Generalsekretär  
Internationaler Verband zum Schutz von Pflanzenzüchtungen (UPOV)  
34, chemin des Colombettes 
1211 Genf 20  
Schweiz 
E-Mail: upov.mail@upov.int  
 
 
Betreff: Gesetz Bosnien Herzegowinas zum Schutz von Pflanzenzüchtungen 
 
Sehr geehrter Herr Generalsekretär Gurry,  
 

ich freue mich, Ihnen mitteilen zu können, daß das „Gesetz Bosnien-Herzegowinas zum Schutz von 
Pflanzenzüchtungen“ am 23. Februar 2010 von der Parlamentarischen Versammlung von 
Bosnien-Herzegowina angenommen und am 16. April 2013 geändert wurde. 

 
Bosnien-Herzegowina beabsichtigt, dem Internationalen Übereinkommen zum Schutz von 

Pflanzenzüchtungen vom 2. Dezember 1961, revidiert in Genf am 10. November 1972, am 23. Oktober 1978 
und am 19. März 1991, beizutreten (UPOV-Übereinkommen). 

 
Ich würde es begrüßen, wenn der Rat der UPOV in Übereinstimmung mit Artikel 34 Absatz 3 des 

UPOV-Übereinkommens die Vereinbarkeit des Gesetzes über Pflanzenzüchterrechte für 
Bosnien Herzegowina mit dem UPOV-Übereinkommen prüfen würde. 

 
 
 

Mit freundlichen Grüßen     
 
[Unterschrift der zuständigen Behörde] 
 
 
 
Anlage:  Englische Übersetzung des Gesetzes von 2010 in seiner geänderten Fassung von 2013. 

 
 
 

 [Anlage II folgt] 
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[In English only / En anglais seulement / 
Nur auf Englisch / En Inglés solamente] 

 
 
Pursuant to Article IV 4. a) of the Constitution of Bosnia and Herzegovina, the Parliamentary Assembly of 
Bosnia and Herzegovina, at its 71. session of the House of Representatives held on 03. and 10. February 
2010, and at the 43. session of the House of Peoples, held on 23. February 2010 passed the 
 

LAW 
ON PROTECTION OF NEW VARIETIES OF PLANTS 

IN BOSNIA AND HERZEGOVINA 
 
 
 
PART ONE 
 
CHAPTER I – GENERAL PROVISIONS 
 

Article 1 
(Subject of the Law) 

 
(1) The Law on Protection of New Varieties of Plants in Bosnia and Herzegovina (hereinafter “the Law”) 
defines the procedures for protection of new varieties of plants, conditions, assignment, method and 
procedure for protection and duration of breeder's right.  
 
(2) The Administration of Bosnia and Herzegovina for plant protection (hereinafter the Administration) is the 
authority entrusted with the task of granting breeder's right according to the Law. 
 

Article 2 
(Definitions) 

 
(1) Terms used in this Law shall have the following meanings: 
 

a) “Breeder” means:  
1) a person who bred, or discovered  and developed, a new variety independently or jointly with other 
persons; 
2)  the person who is the employer of the aforementioned person or who has commissioned the 
latter’s work; 
3) the person who is the legal successor in title of the person who bred, or discovered and developed, 
a new variety or of his employer. 
 
b) “person” means: physical person or legal entity; 
 
c) “breeder’s right”  means the right of the breeder provided for in this Law;   
 
d) “variety” means: a plant grouping within a single botanical  taxon of the lowest known rank, which 
grouping, irrespective of whether other conditions for protection are fully met, can be:  
1) defined by the expression of the characteristics resulting from a given genotype or combination of 
genotypes,  
2)  distinguished from any other plant grouping by the expression of at least one of the said 
characteristics and 
3) considered as a unit with regard to its suitability for being propagated unchanged;   
 
e) “protected variety” is a variety which is protected in accordance with the provisions of this Law; 
 
f) “essentially derived variety” may be obtained for example by the selection of a natural or induced 
mutant, or of a somaclonal variant, the selection of a variant individual from plants of the initial variety, 
backcrossing, or transformation by genetic engineering; 
 
g) “Register of applications for protection of the right of breeder” is a register in which properly 
submitted applications for protection of the rights of breeders are entered; 
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h “Register of transferred breeder's right” is a register in which the transferred breeders' rights are 
entered; 
 
i) “Register of Contractual Licenses” is a register in which Contractual Licenses are entered; 
 
j) “Register of agents” is a register in which agents of breeder's right are entered;  
 
k) “Register of protected plant varieties” is a register in which protected plant varieties and assigned 
breeder's right are entered;  
 
l) “authorized institution” – is the Administration of Bosnia and Herzegovina for plant protection; 
 
m) “UPOV” means the International Union for the Protection of New Varieties of Plants; 
 
n) “member of UPOV” means a State party to the UPOV Convention of 1961/Act of 1972 or the Act of 
1978 or a Contracting Party to the 1991 Act, which shall apply the provisions of this Convention; 
 
o) “territory” means where the member state of UPOV, Contracting Party is a State, the territory of that 
state and, for intergovernmental organization, the territory in which the constituting treaty applies. 

 
 
CHAPTER II - SPECIAL PROVISIONS 
 

Article 3 
(Commission for Protection of New Varieties of Plants) 

 
(1) Based on the proposal of the Administration the Council of Ministers of Bosnia and Herzegovina shall 
issue a Decision to appoint members of the Commission for the protection of new varieties of plants 
(hereinafter: the Commission). 
 
(2) The Commission consists of specialists in the field of protection of plant varieties proposed by the 
competent authorities of the entities and of Brčko District of Bosnia and Herzegovina. 
 
(3) The Commission consists of a maximum five (5) members. 
 
(4) The Commission is responsible for providing expert opinions, proposals and monitoring in the field of 
protection of varieties, as well as giving prior consent to the procedure of adopting a Decision on the 
acquisition of breeder's right. 
 

Article 4 
(Genera and Species to be Protected) 

 
This Law shall be applied on the date of its coming into force to all plant genera and species. 
 

Article 5 
(National Treatment) 

 
(1) Breeder's right may acquire a natural person, a citizen of Bosnia and Herzegovina, resident in Bosnia 
and Herzegovina, or legal entity with its registered office in Bosnia and Herzegovina. 
 
(2) Foreign natural or legal person has the same treatment in the acquisition and protection of breeder's 
right in Bosnia and Herzegovina, as well as the citizens of Bosnia and Herzegovina, as is accorded by the 
international agreements to which Bosnia and Herzegovina is party to.  
 
(3) Any State which, not being a member of UPOV, grants national treatment to the nationals of Bosnia 
and Herzegovina, shall enjoy national treatment in Bosnia and Herzegovina. 
 
(4) In proceedings before the agency performing the activities of protection of varieties, the state 
administration and the courts, the foreign legal and natural persons exercise the same rights under this Law 
by an authorized representative in a process of variety protection as domestic legal or natural persons. 
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PART TWO 
 
CHAPTER III- CONDITIONS FOR THE GRANTING OF A BREEDER'S RIGHT 
 

Article 6 
(Conditions for the Granting of a Breeder's Right) 

 
(1) A variety is protected by the granting of a breeder's right. 
 
(2) The breeder’s right shall be granted where the variety is:  
 
a) new; 
 
b) distinct; 
 
c) uniform and 
 
d) stable 
 
 
(3) The grant of the breeder’s right shall not be subject to any further or different conditions, provided that 
the variety is designated by a denomination in accordance with this Law, and that the applicant complies with 
the formalities provided for in this Law and that he pays the required fees.   
 

Article 7 
(Novelty) 

 
(1)  The variety shall be deemed to be new if, at the date of filing of the application for a breeder’s right, 
propagating or harvested material of the variety has not been sold or otherwise disposed of to others, by or 
with the consent of the breeder, for purposes of exploitation of the variety: 
 
a) in the territory of Bosnia and Herzegovina earlier than one year before the date of filing of 
the application and 
b)  in a territory other than that of Bosnia and Herzegovina earlier than four years or, in the case of trees or of 
vines, earlier than six years before the date of filing of the application. 
 
(2) Where this Law, according to Article 4 of this Law, applies to a plant genus or species to which it did not 
previously apply, varieties belonging to such plant genus or species shall be considered to satisfy the 
condition of novelty defined in paragraph (1) of this Article even where the sale or disposal to others 
described in that paragraph took place in Bosnia and Herzegovina within four years before the filing date or, 
in the case of trees or of vines, within six years before the said date. 
 
(3)  The provision under paragraph (2) of this Article, shall only apply to applications for protection of the 
breeder's right filed within one year, at the latest, after the provisions of this Law apply to the genera or 
species concerned. 
 
(4) The following acts shall be considered not to result in the loss of novelty: 
a) variety is made available to others for the purpose of testing not involving some other form of exploitation 
of the variety 
b) sale or disposal of to others without the consent of the breeder; 
c) sale or disposal of to others that forms part of an agreement for the transfer of rights to the successor in 
title; 
d) sale or disposal of to others that forms part of an agreement under which a person multiplies propagating 
material of a variety on behalf of the breeder where that agreement requires that the property in the 
multiplied material reverts to the breeder; 
e) sale or disposal of to others that forms part of an agreement under which a person undertakes field tests 
or laboratory trials, or small-scale processing trials, with a view to evaluating the variety; 
f) sale or disposal of to others that forms part of the fulfillment of a statutory or administrative obligation, in 
particular concerning biosafety or the entry of varieties in an official catalogue of varieties admitted to trade; 
g) sale or disposal of to others of harvested material which is a by-product or a surplus product of the 
creation of the variety or of the activities referred to in items (d) to (f) of this paragraph, provided that the said 
material is sold or disposed of without variety identification for the purposes of consumption and 
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h) disposal of to others for the purposes of displaying the variety at an official, or officially recognized, 
exhibition. 
 

Article 8 
(Distinctness) 

 
The variety shall be deemed to be distinct if it is clearly distinguishable from any other variety whose 
existence is a matter of common knowledge at the time of the filing of the application. In particular, the filing 
of an application for the granting of a breeder’s right or for the entering of another variety in an official list of 
varieties (a register), in any country, shall be deemed to render that other variety a matter of common 
knowledge from the date of the application, provided that the application leads to the granting of a breeder’s 
right or to the entering of the said other variety in the official register of varieties, as the case may be.  
 

Article 9 
(Uniformity) 

 
The variety shall be deemed to be uniform if, subject to the variation that may be expected from the particular 
features of its propagation, it is sufficiently uniform in its relevant characteristics. 
 

Article 10 
(Stability) 

 
The variety shall be deemed to be stable if its relevant characteristics remain unchanged after repeated 
propagation or, in the case of a particular cycle of propagation, at the end of each such cycle. 
 
 
CHAPTER  IV- PROCEDURE FOR THE GRANT OF A BREEDER'S RIGHT  
 

Article 11 
(Start of the Proceedings) 

 
(1) Granting of a breeder's right is achieved in the administrative procedure led by the Administration. 
 
(2) In other matters, which are not regulated by this Law, the provisions of the Law on Administrative 
Procedure (“Official Gazette of BiH”, no.29/02, 12/04 and 88/07) are applied accordingly. 
 
(3) The proceeding for granting of the starts by submitting the Application for the grant of the breeder's 
right to the Administration. 
 
(4) If the Application for granting of the breeder's right was filed by more breeders, the breeder's right is 
granted to each of the breeders by the issued Decision. 
 
(5) The Decision referred to in paragraph (4) of this Article cannot determine the mutual rights of the 
breeders. 
 
(6) The procedure for granting the breeder's right starts by filing an application also outside of Bosnia and 
Herzegovina, if so provided by the international agreement to which Bosnia and Herzegovina is party to. 
    
(7) Validity of the recognized rights based on the application from paragraph (6) of this Article is balanced 
with the rights that are recognized on the basis of the application within Bosnia and Herzegovina, unless 
otherwise provided by international treaty. 
 
(8) The Administration publishes the Application for granting of the breeder's right as well as any withdrawal 
or refusal of the application.  
 

Article 12 
(Filing the Application) 

 
(1) The filing date of the application for the breeder’s right shall be the date of receipt of the application 
duly filed. The application shall be submitted in one of the official languages in Bosnia and Herzegovina and 
in writing. The breeder or his authorized representative is required, together with the Application for granting 
of the breeder's right, to submit documentation of the variety under the provisions of this Law.  
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(2) Besides the submission of the application, the breeder is required to submit a proof of payment of 
administrative fees and special costs of proceedings. The Administration shall regulate the amount of special 
expenses by a special by-law. 
 
(3)  The Administration shall not refuse to grant a breeder’s right or limit its duration on the ground that 
protection for the same variety has not been applied for, or it has been refused or has expired in any other 
State or intergovernmental organization. 
 
(4) The Administration defines the content and method of keeping the Register of applications for the 
protection of the breeder's right. 
 
(5) Besides the application under paragraph (1) of this Article, a certain quantity of reproductive material for 
the variety for which the breeder's right is requested is also submitted for obtaining the breeder's right.  
 
(6)  Documentation of reproductive material of the variety shall be considered confidential and will be treated 
as such secret information. 
 

Article 13 
(Terms and Conditions for the Entry in the Register of Applications) 

 
(1) Upon the submission of application for granting the breeder's right, the Administration 
verifies whether the conditions for the entry in the Register of applications are fulfilled. 
 
(2) If the application fulfills the prescribed conditions for granting the breeder's right, it shall be entered in the 
Register on the date of submission of application, and the applicant is issued a confirmation receipt. 
 
(3) If the application does not meet the conditions prescribed by this Law, the Administration shall notify the 
applicant to correct deficiencies within a period of three months at the latest, starting from the date of 
submission notification to correct the identified deficiencies. 
 
(4) If the applicant corrects the deficiencies in a given period, referred to in paragraph (3) of this Article, the 
application is entered in the Register on the date of receipt of the document with corrected deficiencies.  
 
(5) If the applicant does not correct the deficiencies in the given period of time, the application is rejected 
with a formulated conclusion. 
 
(6) If the expenses for public announcement of the application for granting breeder's right at the 
Administration are paid, the Application is published after the expiration of three months from the date of its 
filing and it becomes available to any interested party. 
 
(7) Publication of the Application from paragraph (6) of this Article contains information about the date of 
filing the application, the name and the address of the applicant, and the name and characteristics of variety. 
 

Article 14 
(Right of Priority) 

 
(1) Any breeder who has duly filed an Application for the protection of a variety in one of the members of 
UPOV ( the “first application”) shall, for the purpose of filing an application for the grant of a breeder’s right 
for the same variety with the Administration enjoy a right of priority for a period of 12 months. This period 
shall be computed from the date of filing of the first application. The day of filing shall not be included in the 
latter period. 
 
(2) The day and time of filing of the application referred to in Article 12 of this Law will be noted on the 
application and on the receipt about the confirmation of the application issued to the applicant. 
 
(3)  In order to benefit from the right of priority, the breeder shall, in the application filed with the 
Administration, claim the priority of the first application in accordance with the provisions of paragraph (1) of 
this Article. 
The Administration shall require the breeder to furnish, within a period of three months from the filing date of 
the application, a copy of the documents which constitute the first application, certified to be a true copy by 
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the authority with which that first application was filed, and samples or other evidence that the variety which 
is the subject matter of both applications is the same. 
 
(4) The breeder shall be allowed a period of two (2) years after the expiration of the period from paragraph 
(1) of this Article or, where the first application for granting the breeder’s right in the first country of filing the 
application is rejected or withdrawn, an appropriate time, after such rejection or withdrawal, in which to 
furnish, to the Administration any necessary information, document or material required for the purpose of 
the examination under Article 15 of this Law. 
 
(5) Events occurring within the period provided for in paragraph (1) such as the filing of another application or 
the publication or use of the variety that is the subject of the first application, shall not constitute a ground for 
rejecting the subsequent application. Such events shall also not give rise to any third-party right. 
 
 
 

Article 15 
(Examination of the Application in Order to 

Derive the Evidence for Granting the Breeder's Right) 
 
(1) Any decision to grant a breeder’s right shall require an examination for compliance with the conditions 
under article 6 of this Law.  
 
(2) In the course of the examination of conditions from paragraph (1) of this Article, the Commission may, be 
contracting an authorized/accredited laboratory, grow the variety or carry out other necessary tests, or take 
into account the results of trials carried out in Bosnia and Herzegovina or other states.  
 
(3) The Commission may require the breeder to furnish all the necessary information, documents or material 
as specified in paragraph (1) and (2) of this Article. 
 
(4) The Commission shall submit all its decisions to the Administration.  
 

Article 16 
(Decision on the Grant of the Breeder's Right) 

 
(1) The Administration enters the Decision on the grant of the breeder's right in the Register of breeder's 
right. 
 
(2) The date of entry in the register referred to in paragraph (1) of this Article is at the same time the date of 
passing the Decision on the grant of the breeder's right. 
 
(3) The Administration shall pass a decision rejecting the grant of the breeder's right if in the process of 
testing it is established that the variety for which the application is filed does not meet the prescribed 
conditions. The deadline for passing the decision is determined by the provisions of the Law on 
Administrative Procedure.  
 
(4) Decisions referred to in paragraph (2) and (3) of this Article shall be published in the official gazette of the 
Administration. 
 
(5) Following the announcement on the grant of breeder's right in the official gazette of the Administration, 
the Administration issues the Certificate on granting of the breeder's right. 
 
(6) A document about the obtained breeder's right can be attached to the Certificate on granting of the 
breeder's right at the request of the breeder. 
 
(7) The design and content of the certificate referred to in paragraph (5) of this Article is defined by the 
Administration. 
 

Article 17 
(Obligations of the Holder of a Breeder's Right) 

 
(1) The holder of a breeder's right pays a fee for maintenance of the breeder’s right during the use of that 
right. 
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(2) The amount of fee is determined by the Administration in accordance with the Law on Administrative 
Fees (Official Gazette BiH, no. 14/99) 
 

Article 18 
(Provisional Protection) 

 
(1) Provisional protection is provided to safeguard the interests of the breeder during the period between the 
publication of the application for the grant of a breeder’s right and the grant of that right. 
  
(2) Provisional protection shall have the effect that the holder of a breeder’s right is entitled to an equitable 
remuneration from any person who, during the said period, has carried out acts which, once the right is 
granted, require the breeder’s authorization as provided in Article 21 of this Law. 
 

Article 19 
(Committee for Appeals) 

(1) Against the decision and the conclusions made in the process of obtaining breeder's rights can be 
appealed within three months from the date on which the decision or conclusions are received. 
 
(2) An appeal shall be submitted to the Committee for Appeals (hereinafter the Committee) which is 
appointed by the Council of Ministers of Bosnia and Herzegovina based on the proposal from the 
Administration (hereinafter: the Council of Ministers). 
 
(3) The Committee consists of five members, representatives of the relevant entity's institutions and the 
Administration.  
 
(4) Details about the work of the Committee shall be prescribed by the Book of Rules passed by the 
Committee. 
 

Article 20 
(The Costs of the Procedure for Granting the Breeder's Right) 

 
(1) A fee shall be paid for the grant and the use of the breeder's right in accordance with the regulations in 
this Law and other regulations adopted on its basis. 
 
(2) If the costs in the process of obtaining breeder's right are not paid, the acquisition for the grant of the 
breeder's right is rejected.  
 
 
CHAPTER V – THE RIGHTS OF THE BREEDER 
 

Article 21 
(Scope of Breeder's Right) 

 
(1) The following acts in respect of the propagating material of the protected variety shall require the 
authorization of the breeder: 
 
  a) production or reproduction (multiplication); 
  b) conditioning for the purpose of propagation; 
  c) offering for sale; 
  d) selling or other marketing; 
  e) exporting; 
  f) importing; 
  g) stocking for any of the purposes mentioned in (a) to (f) in this paragraph. 
 
(2) The breeder may make his authorization referred to in paragraph (1) subject to condition and limitations. 
 
(3) The acts referred to in items a) to g) of paragraph (1) of this Article in respect of harvested material, 
including entire plants and parts of plants, obtained through the unauthorized use of propagating material of 
the protected variety shall require the authorization of the breeder, unless the breeder has had reasonable 
opportunity to exercise his right in relation to the said propagating material. 
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(4) The acts referred to in items a) to g) of paragraph (1) of this Article in respect of products made directly 
from harvested material of the protected variety falling within the provisions of paragraph  (3) of this Article 
through the unauthorized use of the said harvested material shall require the authorization of the breeder, 
unless the breeder has had reasonable opportunity to exercise his right in relation to the said harvested 
material. 
 
(5)  The provisions of paragraphs (1) to (4) of this Article shall also apply in relation to: 
      
a) varieties which are essentially derived from the protected variety, where the protected variety is not 
itself an essentially derived variety; 
b) varieties which are not clearly distinguishable in accordance with Article 8 of this Law from the 
protected variety and 
c) varieties whose production requires the repeated use of the protected variety. 
 
(6) For the purposes of paragraph (5) item a) of this Article, a variety shall be deemed to be essentially 
derived from another variety (the initial variety) when: 
 
a)  it is predominantly derived from the initial variety, or from a variety that is itself predominantly derived 
from the initial variety, while retaining the expression of the essential  characteristics that result from the 
genotype or combination of genotypes of the initial variety; 
b) it is clearly distinguishable from the initial variety; 
c) except for the differences which result from the act of derivation, it conforms to the initial variety in the 
expression of the essential characteristics that result from the genotype or combination of genotypes of the 
initial variety. 
 
(7) Essentially derived variety may be obtained for example by the selection of a natural or induced mutant, 
or of a somaclonal variant, the selection of a variant individual from plants of the initial variety, backcrossing, 
or transformation by genetic engineering. 
 

Article 22 
(Exceptions to the Breeder's Right) 

 
(1) The breeder’s right shall not extend to: 
 a) acts done privately and for non-commercial purposes; 
 b) acts done for experimental purposes and;  
 c) acts done for the purpose of breeding other varieties, and, except where the provisions of Article 21 
paragraph (5) apply, acts referred to in Article 21 paragraphs (1) to (4) in respect of such other varieties. 
 
(2) In relation to varieties included in a List of Agricultural Plants, the breeder’s right shall not be infringed by 
a small farmers who, within reasonable limits and subject to the safeguarding of the legitimate interests of 
the breeder, use for propagating purposes, on their own holdings, the product of the harvest which they have 
obtained by planting, on their own holdings, the protected variety or a variety covered by Article 21 
paragraph (5) items a) or b) of this Law (hereinafter “farm saved seed”).  
 
(3) When using farm saved seed the farmers are obliged to pay to the breeder reasonable remuneration for 
the use of farm saved seed which is significantly lower than the level of remuneration of the purchased seed. 
Small farmers are exempted from the obligation to pay remuneration for the use of the farm saved seed.   
 
(4) The criteria for small farmers will be prescribed by the Administration. 
 
(5) The breeder is entitled to request necessary information in writing from farmers in relation to the farm 
saved seed. 
 
(6) The varieties of fruit, ornamentals, vegetables and forest plants are excluded from the exception under 
paragraph (2) of this Article. 
 

Article 23 
(Exhaustion of the Breeder's Right) 

 
(1)  The breeder’s right shall not extend to acts concerning any material of the protected variety, or of a 
variety covered by the provisions of Article 21 paragraph (5) of this Law, which has been sold or otherwise 
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marketed by the breeder or with his consent in the territory of Bosnia and Herzegovina, or any material 
derived from the said material, unless such acts: 
 
a)  involve further propagation of the variety in question, or 
b)  involve an export of material of the variety, which enables the propagation of the variety, into a country 
which does not protect varieties of the plant genus or species to which the variety belongs, except where the 
exported material is for final consumption purposes. 
 
(2) For the purposes of paragraph (1) of this Article, “material” means, in relation to a variety: 
 
a) propagating material of any kind; 
b) harvested material, including entire plants and parts of plants, and 
c) any  product made directly from the harvested material. 
 

Article 24 
(Restriction on the Exercise of the Breeder's Right) 

 
(1) Except where expressly provided in this Law, the free exercise of a breeder’s right shall not be restricted 
for reasons other than of public interest. 
  
(2) When any such restriction has the effect of  the Administration authorizing a third party to perform any act 
for which the breeder’s authorization is required, the breeder shall receive equitable remuneration. 
 

Article 25 
(Measures Regulating Commerce) 

 
The breeder’s right is independent of any measure to regulate the production, certification and marketing of 
material of varieties or the importing or exporting of such material.  In any case, such measures shall not 
affect the application of the provision of this Law. 
 

Article 26 
(Duration of the Breeder's Right) 

 
The breeder’s right shall be granted for a period of 20 years from the date of the grant of the breeder’s right.  
For trees and vines, the said period shall be 25 years from the said date. 
 

Article 27 
(Termination of the Breeder's Right) 

 
The breeder’s right may be terminated:  
a) waiver of breeder's right holder;  
b) the expiration of the period for which the breeder's right is obtained;  
 
 
CHAPTER VI – VARIETY DENOMINATION 
 

Article 28 
(Variety Denomination) 

 
(1) The variety shall be designated by a denomination which will be its generic designation. Subject to 
paragraph (4) of this Article, no rights in the designation registered as the denomination of the variety shall 
hamper the free use of the denomination in connection with the variety, even after the expiration of the 
breeder’s right. 
 
(2) The denomination  must enable the variety to be identified. It may not consist solely of figures except 
where this is an established practice for designating varieties. It must not be liable to mislead or to cause 
confusion concerning the characteristics, value or identity of the variety or the identity of the breeder. In 
particular, it must be different from every denomination which designates, in the territory of any member of 
UPOV, an existing variety of the same plant species or of a closely related species. 
 
(3) The denomination of the variety shall be submitted by the breeder to the Administration. If it is found that 
the denomination does not satisfy the requirements of paragraph (2) of this Article, the Administration shall 
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refuse to register it and shall require the breeder to propose another denomination within a three month 
period. The denomination shall be registered by the Administration at the same time as the breeder’s right is 
granted. 
 
(4) Prior rights of third persons shall not be affected. If, by reason of a prior right, the use of the denomination 
of a variety is forbidden to a person who, in accordance with the provisions of paragraph (7) of this Article, is 
obliged to use it, the Administration shall require the breeder to submit another denomination for the variety. 
 
(5) A variety must be submitted to all members of UPOV under the same denomination. The Administration 
shall register the denomination so submitted, unless it considers the denomination unsuitable. In the latter 
case, it shall require the breeder to submit another denomination. 
 
(6) The Administration ensures that the responsible authorities of the members of UPOV are informed of 
matters concerning variety denominations, in particular the submission, registration and cancellation of 
denominations. The responsible authorities of the members of UPOV may address its observations on the 
registration of a denomination to the Administration. 
 
(7) Any person who, offers for sale or markets in Bosnia and Herzegovina propagating material of a variety 
protected in Bosnia and Herzegovina is obliged to use the denomination of that variety, even after the 
expiration of the breeder’s right in that variety, except where, in accordance with the provisions of paragraph 
(4), prior rights prevent such use. 
 
(8) When a variety is offered for sale or marketed, it is permitted to associate a trademark, trade name or 
other similar indication with a registered variety denomination. If such an indication is so associated, the 
denomination must be nevertheless easily recognizable. 
 
 
CHAPTER VII – NULLITY AND CANCELLATION OF THE BREEDER'S RIGHT 
 

Article 29 
(Nullity of the Breeder's Right) 

 
(1) The Administration shall declare the breeder’s right null and void when it is established that:  
 
a) the conditions laid down in Articles 7 and 8 of this Law were not complied with at the time of filing the 
application,  or where relevant, at the priority date under Articles 11 and 12 of this Law. 
b) where the grant of the breeder’s right has been essentially based upon information and documents 
furnished by the breeder, the conditions laid down in Articles 9 and 10 of this Law where not complied with at 
the time referred to under item a) of this paragraph,  
c) that the breeder’s right has been granted  to a person who is not entitled to it, unless it is transferred to 
the person who is so entitled. 
 
(2) No breeder’s right shall be declared null and void for  reasons other than those referred to in 
paragraph (1). 
 
(3)The Administration publishes the decision under paragraph (1) of this Article in the official gazette of the 
Administration. 
 
(4)If the applicant of the proposal to declare the decision null and void abandons its proposal, the 
Administration may proceed with the proceedings ex officio.  
 

Article 30 
(Cancellation of the Breeder's Right) 

 
(1) The breeder’s right shall be cancelled on the basis of a Decision on Cancellation of the Breeder’s Right if 
it is established that: 
a)   the conditions laid down in Articles 9 and 10 of this Law are no longer fulfilled. 
b)  the breeder does not provide the Administration  within the period of sixty (60) days:  
  1) the information, documents or material deemed necessary for verifying the compliance under Articles 9 
and 10 of this Law, 
  2) the breeder fails to pay such fees as may be payable to keep his right in force, and 
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  3) the breeder does not propose, where the denomination of the variety is cancelled by the Administration 
after the grant of the right, another suitable denomination. 
 
(2) No breeder’s right shall be cancelled for reasons other than those referred to in paragraph (1). 
 
(3) The Administration shall publish the decision under paragraph (1) of this Article in the official gazette of 
the Administration. 
 
 
CHAPTER VIII – TRANSFER AND CEDING THE BREEDER'S RIGHT 
  

Article 31 
(Transfer of Breeder's Right) 

 
(1) The holder of breeder's right can fully or partially transfer that right by a contract to another person.  
 
(2) The provisions under paragraph (1) of this Article shall also apply to the applicant.  
 
(3) Transfer of the rights referred to in paragraph (1) and (2) of this Article is implemented by a contract 
and entered in the Register of Transferred Breeder's Right. 
 
(4) A contract which is not entered in the Register of Transferred Breeder's Right does not affect legally 
the third parties.  
 
(5) A contract not made in writing on one of the official languages in Bosnia and Herzegovina and in a 
single type of script shall not be entered in the Register of Transferred Breeder's Right. 
 
(6) The Administration prescribes the method and content of keeping the Register of Transferred 
Breeder's Right. 
 

Article 32 
(Contractual Licenses) 

 
(1) Licensing the breeder's right is carried out by a license agreement, in accordance with this Law and 
other regulations. 
 
(2) The license agreement must be in writing.  
 
(3) The agreement referred to in paragraph (1) of this Article may be concluded also by the applicant.  
 
(4) If several persons applied for the breeder's right or if this right is obtained by more persons, the license 
agreement requires the consent of all persons.  
 
(5) License agreement shall be entered in the Register of the Contractual Licenses..  
 
(6) The agreement which is not entered in the Register of the Contractual Licenses. 
will not have effects for the third parties.  
 
(7) The agreement which is not made in writing on one of the official languages in Bosnia and 
Herzegovina and in a single type of script shall not be entered in the Register of Contractual Licenses. 
 
(8) The Administration prescribes the method and content of keeping the Register of Contractual 
Licenses. 
 

Article 33 
(License Agreement) 

 
License Agreement includes the following information:  
a) the duration of the license,  
b) the scope and content of the license, 
c) the amount of compensation for licensing the breeder's right. 
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Article 34 
(Compulsory License) 

 
(1) The Administration may, at the request of an interested party, grant a compulsory license when the 
use of the breeder's right is in the public interest. 
 
(2) A person referred to in paragraph (1) of this Article may obtain the compulsory license only if he can 
prove that he disposes of reproductive material, professional, production-technical and financial conditions 
for the full use of the breeder's right.  
 
(3) The holder of the compulsory license has the obligation to pay compensation to the holder of the 
breeder's right, which shall be agreed upon by both sides, and if the agreement is not reached, the amount 
of equitable remuneration and method of payment is determined by the responsible court. 
 
(4) The compulsory license is granted for a period of three (3) years with the possibility of  
extension when it is determined that there are conditions for its renewal.  
 
(5) The application for obtaining the compulsory license may not be filed before the expiration of five (5) 
years from the day the breeder's right was obtained. 
 
 
CHAPTER IX- REPRESENTATION  
 

Article 35 
(Persons Authorised to Represent) 

 
(1) Legal and natural persons dealing with representation in the process of obtaining the breeder's right must 
be registered in the Register of Representatives.  
 
(2) Administration regulates the manner and content of keeping record in the Register of Representatives. 
  
(3) Method and procedure as well as the basics that must be met by legal and natural persons referred to in 
paragraph (1) of this Article are defined by the Administration.  
 
 
CHAPTER X - CIVIL PROTECTION 
 

Article 36 
(Claims) 

 
(1) In case of violation of the breeder's right, the prosecutor can request by a claim:  
a) to identify the violation of the right;  
b) to ban the further carrying out of committed violation and of future similar violations by the cessation or 
the abstention from actions that violate that right; 
c) to remove the situation which resulted from the violation of the right;  
d) to withdraw infringing goods form the market while respecting the interests of third conscientious 
parties;  
e) to completely remove the objects of the violation of economic flows; 
f) to destroy the objects by which the violation of the right was carried out;  
g) to destroy the resources which are exclusively or mainly intended to or used for committing violations 
and which are owned by the offender;  
h) to give the objects of the violation over to the right holder with compensations of the production costs;  
i) to compensate for property damage and reasonable costs of the proceeding;  
j) to make public the verdict at the expense of defendant. 
 
(2) In deciding on the claims under paragraph (1) items. c) d) e), f), g) and h) of this Article, the court must 
take into account all the circumstances of the case, especially in proportion to the gravity of the committed 
violation and the claim, as well as the interest of the authorized person to ensure the effective protection of 
the right.  
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(3) In the proceeding against the persons whose services were used for the violation of rights, and the 
existence of that violation has already been legally established in the procedure towards the third party, it is 
assumed that there is a violation of rights.  
 
(4) The proceeding based on the claim under paragraph (1) of this Article should be expeditious. 
 

Article 37 
(Violation of the Breeder's Right) 

 
Each unauthorized act covered by Article 21 of this Law is considered a violation of the breeder's right. 
 

Article 38 
(Damage Compensation) 

 
(1) General rules on damage compensation and liability for damage shall apply in case of violation of this 
Law, unless otherwise defined by this Law. 
 
(2) A person who violates the breeder's right shall pay the right holder a compensation to the extent that is 
determined by the general rules on damage compensation, or to the extent appropriate to contractual or 
usual compensation for the legal use of the breeder's right.  
 

Article 39 
(Penal Provisions) 

 
(1) If a violation of the breeder's right is done on purpose or in extreme negligence, the holder of the right 
may seek compensation from the person who violated the right up to a triple amount of the amount agreed, 
and if the amount is not agreed, up to a triple amount of the respective usual license fees which the holder 
would receive for the use of the breeder's right. 
 
(2) In deciding on the Application for payment of penalty the court shall take into account all the 
circumstances of the case, and in particular the scope of the damage incurred, the degree of the violation, 
the agreed amount or the usual license fee and preventive penalty goal.  
 
(3) If the incurred damage is greater than the penalty under paragraph (1) of this Article, the right holder is 
authorized to require the difference to the amount of full compensation of damage.  
 

Article 40 
(Active Legitimisation for Lawsuit) 

A lawsuit due to violation of the breeder's right may be filed by the holder of the breeder's right and the 
holder of the exclusive license. 
 

Article 41 
(Deadline for Filing a Lawsuit) 

A lawsuit due to violation of the breeder's right may be filed within three years from the date when the plaintiff 
learned of the violation and of the offender, and no later than five years from the date when the violation was 
first made.  

Article 42 
(Temporary Measures) 

 
(1) The court shall appoint a temporary measure to ensure the claim under the provisions of this Law, if the 
proponent ensures: 
a) that he is the right holder under this Law and  
b) that his right has been violated or that there is a real threat of the violation of the right;  
 
(2) The right holder must also ensure one of the following assumptions:  
a) the risk that the implementation of the claim will be prevented or substantially hindered;  
b) that the temporary measure is needed to prevent potential damage which shall be difficult to repair later, 
or  
c) that the presumed offender would not, by passing the temporary measure which would later in the process 
prove unjustified, suffer greater negative consequences than those which would affect the right holder 
without the adoption of such temporary measure.  
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(3) The right holder who proposes the adoption of the temporary measure without prior notification and 
hearing of the other side shall, except for the conditions referred to in paragraph (1) and (2) of this Article, 
make it likely that any delay in the adoption of the temporary measure would cause that the right holder 
suffers the damage that would be difficult to repair.  
 
(4) In case of adoption of the temporary measure under the provisions of paragraph (3) of this Article, the 
court will submit the Decision about the temporary measure to the opposite side immediately after its 
implementation.  
 
(5) The right holder does not need to prove the existence of potential threat that the implementation of the 
claim will be prevented or substantially hindered if he ensures that the proposed temporary measure will 
supposedly cause only minor damage to the offender.  
 
(6) It is assumed that there is a threat if the claims should be realised abroad.  
 
(7) The court may order for the purpose of ensuring the claim, under paragraph (1) of this Article, any 
temporary measure which would provide the guarantee, in particular:  
a) that the acts which violate the right under this Law are forbidden to the assumed offender; 
b) to take away, remove from circulation and store objects of violation and instruments of violation which are 
exclusively or mainly intended that is they are used to commit violations.  
 
(8) If the measure is determined prior to filing the lawsuit, the court shall in the decision also specify the 
deadline within which the proponent must file the lawsuit for the purpose of justifying that measure.  
 
(9) The deadline referred to in paragraph (8) of this Article shall not be longer than 20 working days that is 31 
calendar days from the day the decision was submitted to the proponent, depending on which deadline 
expires later. 
 
(10) The court must decide on the objection against the Decision on the temporary measure within 30 days 
from the day the answer to the complaint is filed, that is from the expiration of deadline for filing such answer. 
 
(11) The proceeding in relation to the temporary measure is considered urgent. 
 

Article 43 
(Securing the Evidence) 

 
(1) The Court shall render a Decision on securing the evidence if the proponent provides the court with a 
reasonable proof that:  
a) that he is the right holder under this Law and  
b) that his right has been violated or that there is a real threat of the violation of the right;  
c) that the evidence about that violation will be destroyed, or that later they will not be available for the 
presentation. 
 
(2) The right holder, who seeks that the Decision is passed to secure the evidence without prior notification 
and hearing of the other side, shall make it likely, except the conditions referred to in paragraph (1) of this 
Article, that there is the existence of a threat that the evidence about violation, due to the action of the 
offender, will be destroyed, or that later the evidence will not be available for the presentation. 
 
(3) In case the decision on securing the evidence under the provisions of paragraph (2) of this Article, the 
court will submit the Decision on Securing the Evidence to the opposite side immediately after the 
presentation of evidence. 
 
(4) The court my by the decision under paragraph (1) of this Article determine to present any evidence, and 
in particular:  
a) investigation of the rooms, business documents, inventory, database, computer memory units, or other 
things; 
b) withdrawal of samples of the objects of violation; 
c) review and delivery of documents; 
d) identifying and hearing of expert witnesses;  
e) hearing of witnesses.  
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(5) Securing the evidence may be requested also after the legally completed proceeding, if necessary to 
initiate the proceeding to extraordinary legal remedies, or during such proceeding.  
 
(6) In the process of securing the evidence, according to the provisions of this Article, use the appropriate 
provisions of the law which regulates the execution and security, and which are related to the temporary 
measures, unless otherwise provided by this Law.  
 
(7) The proceeding on securing the evidence is considered urgent.  
 
(8) If it is shown later that the proposal for securing the evidence is unjustified, or if the right holder does not 
justify that proposal, the opposing party has the right to request:  
a) return the seized items; 
b) ban the use of collected information; 
c) compensation of damage. 
 
(9) The court must, in the process of securing the evidence, and according to the provisions of this Article, 
ensure the protection of confidential data and make sure that the court proceeding is not misused for a 
specific purpose to obtain confidential information of the opposing party.  
 

Article 44 
(Duty of Notification) 

 
(1) The Court may in the course of the lawsuit, due to violation of the right under this Law, on the basis of a 
justified claim by one of the parties, order the offender to submit the data on the source and distribution 
channels of goods or services which violate the right of this Law.  
 
(2) The Court may order that the information referred to in paragraph (1) of this Article be delivered to the 
court also by the persons who, to the extent of commercial activities:  
a) have the goods which are suspected to violate the right under this Law, or 
b) use the services that are suspected to violate the right under this Law, or 
c) provide services which are suspected to violate the right under this Law.  
 
(3) It is believed that some action is taken in the scope of commercial activities, if undertaken for the 
provision of direct or indirect economic benefit.  
 
(4)  The term commercial activity does not involve actions of conscientious end consumers. 
 
(5) The Court may order that the information referred to in paragraph (1) of this Article shall be delivered to 
the court also by the person who is one of the persons mentioned in paragraph (2) of this Article, indicated 
as involved in the production, development and distribution of goods or providing services for which it is 
suspected that they violate the right of this Law.  
 
(6) Information required under paragraph (1) of this Article may in particular include:  
a) name, address, or firm and seat of the producer, developer, distributor, supplier and other previous 
owners of the goods, that is of service providers, as well as intended wholesale and retail salesmen;  
b) data on the quantities produced, developed, delivered, received or ordered goods or services, as well as 
on prices achieved for the relevant goods and services. 
 

Article 45 
(Presentation of Evidence) 

 
(1) If the court decides to present  the proposed evidence which is in the possession of the opposite side, 
this side is obliged to submit to the court the existing evidence which stays at its disposal. 
 
(2) Paragraph (1) of this Article applies to the banking, financial and business documentation, which is under 
control of the opposite side, in case of a violation which reaches the scope of commercial activity.  
 
(3) Relevant provisions of the Law which governs civil procedure are applied in the process of presentation 
of evidence, unless otherwise provided in this Law.  
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(4) After the presentation of evidence, and in accordance with paragraph (1) of this Article, the court shall 
ensure the protection of confidential data and make sure that the court proceeding is not misused for a 
specific purpose to obtain confidential information of the opposing party.  
 

Article 46 
(The Guarantee Instrument for Opposing Side) 

 
At the request of the person against whom a proceeding is initiated to determine a temporary measure or 
provide the evidence, the court may determine the appropriate amount of money as a guarantee instrument 
in case of a groundless claim, at the expense of the applicant.  
 

Article 47 
(Lawsuit to Deny the Granted Breeder's Right) 

 
(1) If a person who is not eligible for the breeder's right is granted this right, the person who is eligible for the 
breeder's right may file a lawsuit to request that the court pronounce him as the holder of the breeder's right.  
 
(2) If the court adopts the claim referred to in paragraph (1) of this Article, it requires that the Administration 
within 30 days of the verdict enters the new holder of the right into the Register of the Breeder's Right.  
 
(3) If a third person obtains the breeder's right from the previous holder of the breeder's right, that right is 
valid also for the new right holder, if the person's name was entered in the appropriate register or properly 
registered for the entry into the register prior to the note about the court proceeding. 
 
(4) The lawsuit under paragraph (1) of this Article may be filed as long as the process of obtaining of the 
breeder's right is ongoing and while that right is valid.  
 

Article 48 
(Lawsuit for the Recognition of the Breeder's Properties) 

 
(1) The breeder may request by filing a lawsuit that his name be mentioned in appropriate registries and 
public documents relating to the grant of the breeder's right.  
 
(2) If the court adopts the claim referred to in paragraph (1) of this Article, it requires that the Administration 
within 30 days of the verdict enters the name of the breeder in the relevant registers and documents.  
 
(3) The right to a complaint under paragraph (1) of this Article, after the death of the breeder passes to his 
successors. 
 
 
CHAPTER XI – CUSTOMS MEASURES 
 

Article 49 
(Application from the Right Holder) 

 
(1) The holder of exclusive rights under this Law, which justifiably suspects that it will come to the import, 
transit or export of goods manufactured in contravention with the provisions of this Law, may by the 
competent customs authorities (hereinafter: the customs authority) apply for protection of his rights by 
customs measures to temporarily keep the goods from further release on the market.  
 
(2) Customs measures include also the obligation to inform the authorized phytosanitary inspection which 
carries out the measures under the provisions of this Law.  
 
(3) The application for the protection of rights under paragraph (1) of this Article shall include in particular: 
a) information about the applicant and the holder of exclusive rights under this Law, if it 
is not the case of the same person;  
b) a detailed description of the goods, which allows its identification;  
c) evidence that the applicant, or the person whom he authorized, is the holder of exclusive rights under this 
Law in relation to the goods; 
d) evidence that the exclusive right is probably violated;  
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e) other information relevant to deciding on the application at the disposal of the applicant, such as the 
information about the location of the goods and its destination, the expected date of arrival or departure of 
the shipment, information on means of transport, data about importer, exporter, recipient, etc.;  
f) the time period in which the customs authorities shall handle the application, and which cannot be longer 
than two years from the date on which the application was filed. 
 
(4) The customs authority may, before making a decision which meets the requirement under paragraph 
(1) of this Article, require the right holder to provide guarantees for costs of storage and transportation of 
goods, as well as for compensation of damages, which in relation with the goods may incur towards customs 
authority, as well as towards the side against which the application paragraph (1) of this Article was received.  
 
(5) If the customs authority shall satisfy the request referred to in paragraph (1) of this Article, he shall 
inform all customs branch offices and rights' holders.  
 

Article 50 
(The Procedure after the Temporary Retention of the Goods) 

 
(1) If the customs branch office in the implementation of customs procedure finds that the goods match the 
description of the goods from the decision of the competent customs authority, it will keep the goods 
temporarily from further release on the market.  
 
(2) Decision on the temporary retention of the goods is delivered to its importer. 
 
(3) The decision under paragraph (2) of this Article shall determine that the owner of the goods, or the 
person who is authorized to dispose of the goods, may state, within ten working days from the temporary 
retention, whether it is counterfeit goods or other violation of rights under this Law.  
 
(4) If the customs authority does not receive a written statement of the owner or person who is authorized to 
dispose of goods in the period referred to in paragraph (3) of this Article, he may at the request and expense 
of the right holder seize and destroy the temporarily retained goods. 
 
(5) If the owner of the goods or the person who is authorized to dispose of goods submits a statement, within 
the deadline under paragraph (3) of this Article, that it is not counterfeit goods, or that there is no other 
violation of rights under this Law, the right holder may, within ten working days from the receipt of notification 
about such statement file a complaint about the violation of rights.  
 
(6) If the special circumstances of the case justify it, the customs authority may, at the request of the right 
holder, determine the additional period for filing a complaint under paragraph (5) of this Article, which cannot 
be longer than ten working days.  
 
(7) The right holder or the person whom he authorised may during the temporary retention carry out the 
inspection and control of goods and accompanying documentation to the extent that is needed to determine 
his requirements for the provision of judicial protection of his rights while ensuring the protection of 
confidential data. 
 
(8) The right to inspect and control the goods is also given to the importer of the goods. 
 
(9) If the right holder does not file a complaint under paragraph (5) of this Article, the temporarily retained 
goods are released in the required customs permitted use, or on the market.  
 
(10) If the right holder initiates a court procedure, the customs authority shall pass a Decision to confiscate 
the goods until the adoption of a binding court decision.  

Article 51 
(The Procedure ex Officio) 

 
(1) If the customs branch office in the implementation of customs procedures related to import, transit or 
export of goods has a reasonable suspicion that the rights are violated under this Law by certain goods, it will 
temporarily retain  the goods and notify the customs authority.  
 
(2) The customs authority informs in writing the right holder about the retention of the goods, about the 
suspicion his right may be violated and about the possibility to file an application under Article 49 of this Law 
within five working days from the day the goods are kept in retention.  
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(3) If the right holder submit the application in accordance with paragraph 2 of this Article, the goods is 
retained until the decision of the customs authorities is passed. 
 
(4) If the customs authority shall answer positively to the application under Article 49 of this Law, the goods 
are temporarily retained for further ten working days.  
 
(5) The right holder must, within the deadline under paragraph (4) of this Article, carry out acts under 
Article 50 paragraph (7) of this Law.  
 
(6) The provisions of Art. 50 and 51 of this Law shall not apply to the import, transit or export of goods in 
small quantities intended for personal and non-commercial use, which is imported or exported as a part of 
personal luggage or sent in small consignments.  
 

Article 52 
(Use of Other Customs Regulations) 

 
(1) Other customs regulations shall apply in the appropriate manner to the customs procedure relating to the 
goods which infringe the rights under this Law, unless otherwise provided under this Law.  
 
(2) More detailed regulations on implementation of customs measures in this Chapter of the Law shall be 
defined by the Council of Ministers upon the proposal of the Ministry of Foreign Trade and Economic 
Relations. 
 
(3) Customs procedure related to the goods which infringe the rights of this Law is considered urgent.  
 
 
CHAPTER  XII – OFFENCES 

Article 53 
(Offences) 

 
(1) The legal entity or the entrepreneur shall be fined at least KM 5,000 for the violation of the breeder's right 
under Article 37 of this Law.  
 
(2) The responsible person of the legal entity and of the entrepreneur shall be fined at least KM 3,000 for the 
violation under paragraph (1) of this law. 
 
(3) The physical entity shall be fined at least KM 3,000 for the violation under paragraph (1) of this Article. 
 
(4) Items that are incurred in the process of carrying out offences under paragraph (1) of this Article shall be 
seized and destroyed, and objects, or devices designed or used to carry out those offences will be seized.  
 
(5) Penalty procedure based on the provisions of this Article shall be urgent. 
 

Article 54 
(Protective Measures) 

 
(1) The legal entity and entrepreneur who make violations of Article 53 paragraph (1) of this Law in carrying 
out activities may be imposed protective measures prohibiting the performance of activities or parts of 
activities which offend the seal, up to one year, if the offense made is especially difficult because of the way 
in which it was carried out, the consequence of acts or other circumstances of the offense committed.  
 
(2) The legal person, the entrepreneur, who makes the offense under Article 53 paragraph (1) of this Law in 
restitution will be imposed protective measures prohibiting activities or parts of activities which offend the 
seal of at least one year.  
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Article 55 
(Inspection in Relation to Offences) 

 
(1) Inspection in relation to the customs measures as well as measures related to the offenses, sanctioned in 
Article 53 of this Law, is carried out by the responsible phytosanitary inspection.  
 
(2) The inspection procedure is considered urgent.  
 
 
 
PART THREE 
 
CHAPTER XIII – SUPERVISION OF LAW ENFORCEMENT 
 

Article 56 
(Supervision of Law Enforcement) 

 
Administrative supervision over the enforcement of this Law is carried out by the Ministry of Foreign Trade 
and Economic Relations.  
 
 
CHAPTER XIV – TRANSITIONAL AND FINAL PROVISIONS 
 

Article 57 
(Deadline for the Adoption of Regulations) 

 
(1) Regulations for the implementation of this Law passes the Council of Ministers upon the proposal of 
the Administration, in cooperation with the competent authorities of the entities and Brčko District of Bosnia 
and Herzegovina within one year from the date this Law enters into force.  
 
(2) Notwithstanding the Article (7) of paragraph (1) of this Law, the varieties which are recognized in 
accordance with the regulations that were in force until the entry into force of this Law, the breeder of the 
variety or his legal representative may, within one year from the date of entry into force of this Law, submit 
the Application for the grant of the breeder's right.  
 
(3) By the beginning of the performance of activities in the Administration on the basis of Article (1) 
paragraph (1) of this Law and the regulations in this Law, but with the maximum period of one year from the 
date of entry into force of this Law, the activities in the Administration will be carried out according to 
regulations that are in force until the entry into force of this Law.  
 

Article 58 
(Termination of the Validity of Previous Regulations) 

 
Upon entry into force of this Law, the Law on Protection of New Varieties of Plants of Bosnia and 
Herzegovina shall no longer be valid (“Official Gazette of BiH”, number 46/04).  
 

Article 59 
(Entry into Force) 

 
This Law shall enter into force on the eight day from the day of its publishing in the “Official Gazette of BiH”.  
 
 
 
 Chair of the Chair of the 
 House of Representatives House of Peoples 
 of the Parliamentary Assembly of BiH of the Parliamentary Assembly of BiH 
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